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Pressemitteilung
Landeselternvertretung lehnt in ihrer Stellungnahme den Gesetzesentwurf zur Änderung des Schulordnungsgesetzes ab.
Mit Schreiben vom 28. Januar wurde die Landeselternvertretung Grundschulen (LEV) vom Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft um Stellungnahme zum Entwurf eines „Gesetzes zur Änderung schulrechtlicher Vorschriften“ gebeten.
Die Landeselternvertretung empfiehlt dem Saarländischen Landtag, die beabsichtigte Änderung von

§ 9 des Schulordnungsgesetzes abzulehnen und stattdessen den Gesetzesvorschlag der Eltern zu beschließen. 
„Unser Vorschlag findet in der Bevölkerung große Zustimmung, sichert auch kleinere Grundschul-standorte und hilft außerdem, sowohl dem Land als auch den Kommunen Finanzmittel einzusparen. Zurzeit wird bei den Kommunen intensiv recherchiert, welche Kosten im Falle einer Umsetzung der Grundschul-strukturreform für die Schulträger entstehen. Kultusminister Schreier hat uns bestätigt, dass die Ermittlung der Kosten noch nicht abgeschlossen sei. Unserer Meinung nach ist es nahezu unmöglich, alle Zahlen bis zu den Sommerferien auf den Tisch zu bekommen. 

Deshalb schlägt die Landeselternvertretung vor, die Landesregierung soll die Reformpläne um ein Jahr verschieben.

In dieser Zeit könnte ein Gremium, bestehend aus Vertretern des Kultusministeriums, der Kommunen, der Landeselternvertretung, den Schulleitungen und der örtlichen Elternvertreter die Grundschul-standorte intensiv die im Vorfeld festgelegten Qualitätskriterien überprüfen. Zu den Qualitätskriterien gehören pädagogische und räumliche Aspekte“, sagt der LEV-Vorsitzende Jörg Dammann.

Um die Qualität in den Schulen zu verbessern, müsse auch die Landesregierung ihre Hausaufgaben machen und Sondermittel abrufen, die der Bund für Ganztagsschulbetreuung zur Verfügung stellt. Das Ganztagsschul-Förderprogramm ist ein Prestigeprojekt der rot-grünen Bundesregierung und gehört zu den großen Reformprojekten, die hier zu Lande im Nachgang der internationalen Bildungsstudie Pisa verwirklicht werden. „Die Gelder wurden zumeist für den Aus- und Umbau von Schulen oder die Schaffung von Schulbibliotheken genutzt. Das Saarland hinkt bei der Beantragung dieser Gelder etwas hinterher, obwohl dies auch ein Instrument ist, um die Qualität gewissermaßen 

zu verbessern“, sagt Jörg Dammann. 
Die Landeselternvertretung werde die kommende Zeit nutzen, um in der Bevölkerung weiter für ihren Gesetzesvorschlag zu werben. Wenn die Landesregierung in der Sache nicht einlenke, müsse halt 

Das beantragte Volksbegehren die Richtung vorgeben. In den kommenden Wochen werden die Einreicher Informationsveranstaltungen durchführen. Vorläufiger Höhepunkt ist eine Großdemon-stration am 9. April vor dem Staatstheater in Saarbrücken. Hier rechnen die Organisatoren mit über 30.000 Teilnehmern.
